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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
15. Dezember 1999 
 
 
 
 

Az:  B 11 AL 3/99 R 

 

 

 
 
................................................................, 
 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ............................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesanstalt für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  ........................................................., 

 
 
2.  ........................................................., 

 
 
3.  ........................................................., 

 
 
4.  ........................................................., 

 
 
Prozeßbevollmächtigte:    .................................................., 

 
 

 
 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

15. Dezember 1999 durch den Vorsitzenden Richter   S a t t l e r ,   die Richter   L ü d t k e   
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und   Dr.  L e i t h e r e r   sowie die ehrenamtliche Richterin   F a r l o c k   und den 

ehrenamtlichen Richter   B u n g a r t   für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 25. November 1998 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Rechtsstreit betrifft Ansprüche auf Schlechtwettergeld (SWG) für die erste Stunde 

des jeweiligen Ausfalltages während des Zeitraums vom 1. Januar bis 28. Februar 1994. 

 

Die D                         AG, Hauptniederlassung Baden-Württemberg Karlsruhe 

(Beigeladene zu 1.), zeigte der beklagten Bundesanstalt <BA> (Arbeitsamt Karlsruhe) 

zwischen dem 3. Januar und 28. Februar 1994 für insgesamt 177 Bauarbeiter witterungs-

bedingten Arbeitsanfall an verschiedenen Tagen an. Die BA bewilligte mit Bescheiden 

vom 13. Juni 1994 und 7. Oktober 1994 SWG und Wintergeld iHv 246.194,92 DM bzw 

206,55 DM innerhalb des vorerwähnten Zeitraums. Dem Bewilligungsbescheid fügte die 

BA eine Anlage bei, in der es heißt: "Ihrem Antrag auf Gewährung von Schlechtwettergeld 

für Kürzungsstunden iS des § 85 Abs 5 AFG kann nicht entsprochen werden." 

 

Der klagende Betriebsrat der Beigeladenen zu 1. legte gegen diese Entscheidung Wider-

spruch ein und berief sich dazu auf ein der Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden er-

stattetes Gutachten von Prof. Dr. P        H        . Der Betriebsrat sah in der Kürzungs-

stunde eine Ungleichbehandlung der Bezieher von SWG im Vergleich zu Beziehern von 

Kurzarbeitergeld (Kug). Abgesehen von der Kürzung der Nettolohnersatzquote von 68 auf 

67 bzw 63 auf 60 % sei erwähnenswert, daß es "keinerlei tarifliche Ersatzleistungen für 

die Nichtvergütung der ersten Karenzstunde" gäbe. 

 

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. September 1994 wies die BA den Rechtsbehelf zu-

rück und führte aus, SWG und Kug seien Sozialleistungen mit unterschiedlichen An-

spruchsvoraussetzungen und unterschiedlichen Ursachen für gesetzgeberische Maß-

nahmen. Insofern beständen nach "Art und Gewicht" Gründe für unterschiedliche Rege-

lungen. Ein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie läge nicht vor, weil der Anspruch auf 

SWG keine vermögenswerte Rechtsposition sei, die nach Art eines Ausschließlichkeits-

rechts dem Arbeitnehmer als privatnützig zugeordnet sei. 
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Mit der Klage hat der Betriebsrat das Gutachten von Prof. Dr. H        vorgelegt und sich 

die darin vertretene Rechtsansicht zu eigen gemacht, die durch § 85 Abs 5 Arbeitsförde-

rungsgesetz (AFG) idF des Art 1 Nr 32 des Ersten Gesetzes zur Umsetzung des Spar-, 

Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms (1. SKWPG) vom 21. Dezember 1993 

(BGBl I 2353) eingeführte Kürzungsstunde verstoße gegen die Eigentumsgarantie des 

Art 14 Abs 1 Grundgesetz (GG). Der Anspruch auf SWG sei verfassungsrechtlich als Ei-

gentum geschützt. Der Gesetzgeber könne zwar Inhalt und Schranken des Eigentums 

bestimmen, die Einführung der Karenzstunde sei jedoch nicht verhältnismäßig, weil sie 

weder geeignet sei, eine finanzielle Entlastung der BA und des Bundes herbeizuführen, 

noch sei sie im engeren Sinne verhältnismäßig. Die Betroffenen hätten mit der Regelung, 

die bereits am 1. Januar 1994 in Kraft getreten sei, nicht ohne Übergangsregelung rech-

nen müssen. Eine Verletzung der Gleichheit vor dem Gesetz sei insofern gegeben, als die 

Bezieher von SWG schlechter behandelt würden als Kurzarbeiter. Da die Leistungen ver-

gleichbar seien, behandele der Gesetzgeber gleiche Sachverhalte in verfassungswidriger 

Weise ungleich. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil vom 7. Juni 1995 abgewiesen und ausge-

führt, ein Anspruch auf SWG bestehe für die erste Stunde des jeweiligen Ausfalltages 

nicht. Die gesetzliche Regelung verstoße weder gegen die Eigentumsgarantie noch ge-

gen die Gleichheit vor dem Gesetz. Auch bedürfe es für die Neuregelung künftig entste-

hender Sozialleistungsansprüche keiner Übergangsregelung. 

 

Die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 

25. November 1998 zurückgewiesen. Dazu hat es ausgeführt, die Einführung der Karenz-

stunde sei im Rahmen einer "Vielzahl von konsolidierenden Maßnahmen" zur Begrenzung 

der Nettokreditaufnahme des Bundes geeignet und nach dem Kenntnisstand des Gesetz-

gebers erforderlich gewesen. Als Kompromißlösung sei die Einführung der Karenzstunde 

gegenüber der Abschaffung des SWG und einer tariflichen ganzjährigen Beschäftigung 

und Entlohnung von Bauarbeitern die weniger einschneidende Maßnahme. Die wirtschaft-

lichen Folgen seien für die betroffenen Bauarbeiter nicht unzumutbar gewesen. Feststel-

lungen über die Auswirkungen der Regelung auf alle SWG-Bezieher seien nicht möglich, 

weil es entsprechende Statistiken nicht gebe. Zu den Auswirkungen auf die Beschäftigten 

der Beigeladenen zu 1. hat das LSG folgende Feststellungen getroffen: 

 

Insgesamt waren im Januar und Februar 1994 177 Mitarbeiter (einzelne Mitarbeiter 

nur im Monat Januar oder nur im Monat Februar) betroffen. 

Im Januar 1994 waren von Arbeitsausfall und den Regelungen zur Karenzstunde 

104 Mitarbeiter betroffen. Der SWG-Ausfall durch die Karenzstunde betrug insge-

samt für alle Mitarbeiter 2.938,10 DM, dies macht im Durchschnitt 28,25 DM pro 
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betroffenen Arbeitnehmer und Monat aus. Die Ausfälle pro Monat verteilen sich im 

einzelnen wie folgt: 

 

70 Mitarbeiter (67,31 %)      bis 28,25 DM. 

 

Nochmals aufgegliedert: 

18 Mitarbeiter (16,31 %)      bis 10,00 DM. 

38 Mitarbeiter (36,54 %) 10 bis 20,00 DM. 

16 Mitarbeiter (15,38 %) 20 bis 30,00 DM. 

11 Mitarbeiter (10,58 %) 30 bis 40,00 DM. 

  6 Mitarbeiter (  5,77 %) 40 bis 50,00 DM. 

  2 Mitarbeiter (  1,92 %) 50 bis 60,00 DM. 

  7 Mitarbeiter (  6,73 %) 60 bis 80,00 DM. 

 

Der höchste einzelne Ausfall im Januar 1994 beträgt 120,12 DM. 

 

Im Februar 1994 waren insgesamt von Arbeitsausfall und den Folgewirkungen der 

Karenzstunde 148 Mitarbeiter betroffen. Der Einkommensausfall durch die Karenz-

stunde betrug insgesamt für alle Mitarbeiter 6.433,15 DM, dies macht im Durch-

schnitt 43,46 DM pro betroffenen Mitarbeiter und Monat aus. 

 

Die Ausfälle pro Monat verteilen sich im Februar wie folgt: 

 

78 Mitarbeiter (52,70 %)      bis 43,46 DM. 

 

Nochmals aufgegliedert: 

  7 Mitarbeiter (  4,73 %)      bis 10,00 DM. 

14 Mitarbeiter (  9,45 %) 10 bis 20,00 DM. 

20 Mitarbeiter (13,51 %) 20 bis 30,00 DM. 

19 Mitarbeiter (12,84 %) 30 bis 40,00 DM. 

25 Mitarbeiter (16,89 %) 40 bis 50,00 DM. 

29 Mitarbeiter (19,59 %) 50 bis 60,00 DM. 

14 Mitarbeiter (  9,45 %) 60 bis 80,00 DM. 

  7 Mitarbeiter (  4,73 %) 80 bis 100,00 DM. 

 

Der höchste einzelne Ausfall im Februar 1994 beträgt 139,32 DM. 

 

Für die Beurteilung der Zumutbarkeit ist das LSG von einem monatlichen Nettoeinkom-

men der Betroffenen von 2.500,00 DM ausgegangen. Auf Vertrauensschutz gegenüber 

dem gesetzlichen Eingriff könnten sich die Betroffenen angesichts ihrer geringen Bela-

stung nicht berufen, weil das Interesse der Allgemeinheit an der Senkung von Lohnne-
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benkosten vorgehe. Auch eine verfassungskonforme Auslegung der Regelung über das 

Inkrafttreten iS einer Übergangsregelung komme wegen des eindeutigen Gesetzestextes 

nicht in Betracht. 

 

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger einen "Verstoß gegen § 85 AFG 

iVm dem Rechtsstaatsprinzip gem Art 20 Abs 3 GG, dem Gleichheitssatz gem Art 3 GG 

sowie der Eigentumsgarantie gem Art 14 GG iVm Art 2 GG". Die Beurteilung der Zumut-

barkeit des gesetzlichen Eingriffs nach einem monatlichen Nettoeinkommen von 

2.500,00 DM verkenne die wirtschaftlichen Verhältnisse. Habe der Bauarbeiter Kinder zu 

unterhalten, so könne unter Berücksichtigung von Mehraufwendungen einschließlich der 

Wohnkosten ein Hilfebedarf sehr schnell erreicht werden. Das Bundesverfassungsgericht 

habe zum Steuerrecht hervorgehoben, es sei verfassungswidrig, auf Einkünfte zurückzu-

greifen, die das Existenzminimum unterschritten. Unter diesen Voraussetzungen sei auch 

die Kürzung von Sozialleistungen nicht zumutbar. Das gesetzgeberische Ziel, die Sozial-

versicherung zu entlasten, müsse zurücktreten. Das SWG sei beitragsfinanziert und er-

setze selbsterarbeitete Lohnansprüche, so daß es unter Eigentumsschutz stehe. Ein Ein-

griff könne nicht mit Auswirkungen "im Durchschnitt" gerechtfertigt werden, denn es gebe 

nicht ein "durchschnittliches Grundrecht" oder ein Grundrecht auf "durchschnittliche Ent-

lastung oder Belastung". Der einzelne Arbeitnehmer habe nach Art 1 Abs 3 GG einen An-

spruch darauf, daß sein Individualgrundrecht gewahrt bleibe. Der Gesetzgeber habe mit 

der Einführung der Karenzstunde Kürzungen von 100,00 DM oder mehr im Monat bewußt 

in Kauf genommen. Die Bauarbeiter hätten mit einem solchen Einkommensverlust nicht 

zu rechnen brauchen. Der Gesetzgeber habe mit der Regelung auf die Tarifvertragspar-

teien einwirken wollen, eine durchgehende Lohnsicherung von Bauarbeitern tariflich zu 

sichern. Dieses Ziel sei aber für die Monate Januar und Februar 1994 nicht mehr erreich-

bar gewesen. Das Bundesverfassungsgericht habe in seiner Entscheidung vom 20. Mai 

1998 - 1 BvL 34/94 - und - 1 BvL 35/94 - auf die Möglichkeit einer verfassungskonformen 

Auslegung gegen den eindeutigen Wortlaut hingewiesen. Das SG Hamburg habe dem in 

einem Urteil vom 20. November 1998 - 12 AR 813/94 - Rechnung getragen, indem es die 

Karenzstunde für Arbeitsausfälle in den Monaten Januar und Februar 1994 nicht berück-

sichtigt habe. Dieser Rechtsauffassung sei hier zu folgen. Die Übergangsbestimmung des 

Art 14 Abs 1 1. SKWPG enthalte eine verdeckte Regelungslücke, die durch verfassungs-

konforme Auslegung iS des Klageantrags auszufüllen sei. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 25. November 1998, 

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 7. Juni 1995, den Bescheid der Be-

klagten vom 13. Juni 1994 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 

12. September 1994 sowie des Änderungsbescheids vom 7. Oktober 1994 abzu-

ändern und die Beklagte zu verurteilen, den in den Abrechnungslisten für Januar 
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und Februar 1994 genannten Bauarbeitern Schlechtwettergeld auch für die jeweils 

erste Stunde an einem Ausfalltag zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält die Einführung der Karenzstunde ab 1. Januar 1994 für das Ziel des Gesetzge-

bers, den Haushalt des Bundes und der BA dauerhaft zu konsolidieren und gleichzeitig 

die Wachstumskräfte der Wirtschaft zu stärken und die Beschäftigung zu fördern, geeig-

net und erforderlich. Aus den tatsächlichen Feststellungen des LSG zu den Einkommens-

einbußen ergäbe sich, daß die Regelung für die Betroffenen bei der gebotenen typisie-

renden Betrachtung zumutbar sei. Nach den Daten der Winterbau-Information 1993/94 

habe die Zentralstelle der BA ermittelt, daß mit der Einführung der Karenzstunde durch-

schnittlich eine finanzielle Belastung von 4,25 DM je Arbeitnehmer und Ausfalltag einge-

treten sei. Im Hinblick auf die Entstehungsgeschichte des 1. SKWPG hätten die Arbeiter 

des Baugewerbes mit kurzfristigen Einschnitten rechnen müssen, so daß das Fehlen 

einer Übergangsregelung zu § 85 Abs 5 AFG eine Verletzung des Übermaßverbotes nicht 

begründe. 

 

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist nicht begründet; denn das angefochtene Urteil beruht nicht 

auf einer Gesetzesverletzung. 

 

1. In die Revisionsinstanz fortwirkende Verfahrensverstöße, die von Amts wegen zu be-

achten sind und einer Sachentscheidung des Senats entgegenstehen, sind nicht ersicht-

lich. Der Betriebsrat ist befugt, Ansprüche auf SWG, die den Bauarbeitern zustehen und 

an die Arbeitgeberin auszuzahlen sind, als Prozeßstandschafter einzuklagen. 

 

2. Die Klage ist nicht begründet, weil SWG für die geltend gemachten Monate Januar und 

Februar 1994 nach § 85 Abs 5 AFG idF des Art 1 Nr 32 1. SKWPG vom 21. Dezember 

1993 (BGBl I 2353) nicht für die jeweils erste Stunde an einem Ausfalltag zu zahlen ist. 

Diese Regelung ist nach Art 14 Abs 1 1. SKWPG am 1. Januar 1994 in Kraft getreten. 

Eine verdeckte Regelungslücke, die es erlaubte, von einem späteren Zeitpunkt des In-

krafttretens auszugehen, besteht nicht. Die Feststellung von Lücken im Gesetz ist das Er-

gebnis der Konkretisierung des Gesetzes, die sämtliche für das Verständnis nach der juri-

stischen Methodik heranzuziehenden Anhaltspunkte zu berücksichtigen hat. Ergibt sich 

danach eine planwidrige Unvollständigkeit des Gesetzes, so ist das Gesetz seinem Ord-
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nungsplan entsprechend zu ergänzen (Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 

6. Aufl 1991, 372). Bei einer Frist- oder Terminsbestimmung - wie sie die Regelung über 

das Inkrafttreten nach Art 14 Abs 1 1. SKWPG enthält - läßt der Wortlaut der Regelung 

kaum Spielraum für ein abweichendes Verständnis. Denkbar ist allenfalls, der Gesetzge-

ber habe die Voraussetzungen und Folgen der praktischen Umsetzung seiner Regelun-

gen nicht erkannt und deshalb eine Differenzierung planwidrig unterlassen. Dieser Über-

legung steht schon entgegen, daß Art 14 Abs 2 bis 5 1. SKWPG differenzierende Rege-

lungen für das Inkrafttreten in anderem Zusammenhang enthält. Überdies sehen § 242q 

und § 242r AFG jeweils idF des 1. SKWPG für andere Regelungsbereiche differenzie-

rende Übergangsvorschriften vor. Gegen die Annahme einer planwidrigen Unvollständig-

keit des Art 14 SKWPG spricht auch die Zielsetzung des § 85 Abs 5 AFG. Sie ist im Zu-

sammenhang mit dem politischen Ziel, die ganzjährige Beschäftigung in der Bauwirtschaft 

auf Kosten der Solidargemeinschaft durch eine tarifliche Regelung abzulösen, zu sehen. 

Damit sollte sie nicht nur Einsparungen herbeiführen, sondern auch Zeichen in der 

rechtspolitischen Auseinandersetzung mit den Tarifpartnern setzen. Es handelt sich um 

eine vorübergehende Regelung, die mithin Elemente einer Übergangsregelung aufweist. 

Der Gesetzgeber verfolgte einen "tragfähigen Kompromiß", mit dem die Ablösung der bis-

herigen Regelung bis zum 1. April 1996 hinausgeschoben und dafür die Anrechnungszeit 

um zwei Monate verkürzt und die Karenzstunde eingeführt wurde (BT-Drucks 12/5929 

S 11). Diese Umstände lassen für die Annahme einer planwidrigen Unvollständigkeit des 

Art 14 1. SKWPG keinen Raum. Im übrigen fehlt es für die mit der Revision geltend ge-

machte verfassungskonforme Auslegung - wie noch näher auszuführen sein wird - an 

einer auf diesem Wege vermeidbaren Verfassungswidrigkeit des Gesetzes. 

 

Unabhängig von der noch zu behandelnden Frage der Verfassungsmäßigkeit einer Ka-

renzstunde für das SWG, unterliegt diese auch nicht wegen des Fehlens einer Über-

gangsregelung verfassungsrechtlichen Bedenken. Allerdings kann der Vertrauensgrund-

satz solche Regelungen bei der Reduktion sozialer Leistungen fordern. Für die Karenz-

stunde, die nach dem gesetzlichen Ordnungsplan nur vorübergehend im Rahmen größe-

rer Reformen der Sicherung einer ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft und 

mit für die Betroffenen wirtschaftlich typischerweise nicht schwerwiegenden Folgen ein-

geführt worden ist, erscheint eine Übergangsregelung sachlich nicht gerechtfertigt (vgl die 

Erwägungen in: BVerfG NZS 1998, 426, 427). 

 

3. Der Eingriff des Gesetzgebers in eine Solidarleistung mit langjähriger Tradition durch 

Einführung der Karenzstunde ist mit der Verfassung vereinbar. Er verstößt weder gegen 

die Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit (Übermaßverbot) 

noch gegen das Gebot der Gleichheit vor dem Gesetz. Bei der verfassungsrechtlichen 

Prüfung kann dahinstehen, ob die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des Vertrau-

ensschutzes im vorliegenden Zusammenhang auf die Eigentumsgarantie (Art 14 GG) 

oder den Rechtsstaatsgrundsatz (Art 20 Abs 3 GG) zurückzuführen sind. Insofern kann 
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offen bleiben, ob der nicht von der Erfüllung einer Anwartschafts- oder Wartezeit abhän-

gige Anspruch auf SWG durch die Eigentumsgarantie verfassungsrechtlich gewährleistet 

ist. Der 7. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) hat in diesem Zusammenhang bereits 

klargestellt, bei der Prüfung der Inhaltsbestimmung des Eigentums habe der Gesetzgeber 

die gleichen Gesichtspunkte zu beachten wie bei der Wahrung des Rechtsstaatsgrund-

satzes (BSG SozR 3-4100 § 85 Nr 1; vgl allgemein: Maurer, Kontinuitätsgewähr und Ver-

trauensschutz, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des deutschen Staatsrechts Band III, 

1996, S 211, 235 ff; kritisch: Pieroth JZ 1990, 279, 281, 283). 

 

3.1 Das Verhältnismäßigkeitsprinzip ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts gewahrt, wenn eine gesetzgeberische Maßnahme zum Erreichen des an-

gestrebten Ziels geeignet und erforderlich ist und die Betroffenen nicht übermäßig und in 

für sie unzumutbarer Weise belastet werden (BVerfGE 76, 220, 238 = SozR 4100 § 242b 

Nr 3 mwN; BSG SozR 3-4100 § 85 Nr 1). Die Eignung und Erforderlichkeit der Einführung 

einer Karenzstunde hat der 7. Senat des BSG im Hinblick auf die Wirtschafts- und Haus-

haltslage des Bundes 1993 bejaht und dabei herausgestellt, daß es wegen des dem Ge-

setzgeber zustehenden Prognosespielraums lediglich darauf ankomme, "ob die gesetz-

geberische Maßnahme objektiv untauglich oder schlechthin ungeeignet war" (BSG 

SozR 3-4100 § 85 Nr 1 mwN). Das hat der 7. Senat verneint. Dem ist zu folgen, zumal der 

Senat in anderem rechtlichen Zusammenhang von dem gleichen verfassungsrechtlichen 

Maßstab ausgegangen ist (BSGE 81, 259, 266 = SozR 3-4100 § 128 Nr 5; SozR 3-4100 

§ 111 Nr 12) und die Einführung der Karenzstunde im Zusammenhang mit den 

weitergehenden Reformbestrebungen sowie dem Verbund gesetzlicher und tariflicher Re-

gelungen zu sehen ist. 

 

Auch das Übermaßverbot ist bei einer Abwägung zwischen dem allgemeinen Interesse an 

der Haushaltskonsolidierung und dem Individualinteresse der Bauarbeiter an einer unge-

schmälerten Fortführung der SWG-Leistungen nicht verletzt. Dabei ist die Abwägung nicht 

auf die durch die Einführung der Karenzstunde bewirkten Einsparungen zu beschränken. 

Vielmehr ist zu berücksichtigen, daß der Gesetzgeber eine zeitlich begrenzte Kompro-

mißlösung für die Zeit bis zum 30. April 1996 im Rahmen der beabsichtigten Ablösung der 

SWG-Regelung durch eine ganzjährige Beschäftigungs- und Lohnsicherung von Bauar-

beitern auf tariflicher Grundlage gefunden hat (vgl auch: BVerfG NZS 1998, 426, 427). 

Die Einführung der Karenzstunde ist deshalb auch im Zusammenhang der Notwendigkeit 

einer Mitwirkung der Tarifvertragsparteien an einer Lösung zu sehen, welche die bis zum 

31. Dezember 1993 geltende Regelung ablösen sollte. Mit Recht hat deswegen der 

7. Senat darauf hingewiesen, es handele sich insoweit um Erwägungen, die den Gestal-

tungsspielraum betreffen, der dem Gesetzgeber vorbehalten ist (BSG SozR 3-4100 § 85 

Nr 1 mwN; Pieroth JZ 1990, 279). 
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Verfassungsrechtliche Bedenken hat der 7. Senat des BSG in der erwähnten Entschei-

dung aus tatsächlichen Gründen nicht ausräumen können, weil es in jenem Verfahren an 

konkreten Feststellungen zu den wirtschaftlichen Folgen der Karenzstunde für die betrof-

fenen Bauarbeiter fehlte. Das LSG hat im angefochtenen Urteil für die Beschäftigten der 

Beigeladenen zu 1. tatsächliche Feststellungen getroffen, die nicht mit Revisionsrügen 

angegriffen und damit für den Senat verbindlich sind (§ 163 Sozialgerichtsgesetz 

<SGG>). Die auf dieser Grundlage angestellte Erwägung, eine unzumutbare Belastung 

der betroffenen Bauarbeiter sei nicht zu erkennen, weil im Januar 1994 85,58 % der Be-

troffenen einen monatlichen Einkommensausfall von nicht mehr als 50,00 DM (2 % bei ei-

nem Nettomonatseinkommen von 2.500,00 DM) und im Februar 1994 86,49 % mit einem 

Ausfall von nicht mehr als 80,00 DM (3,2 % des genannten Nettoeinkommens) hätten 

hinnehmen müssen, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Bei der für die Rege-

lung von Massenerscheinungen maßgeblichen Typisierung ist nicht zu erwarten, daß 

Bauarbeiter generell durch die vorübergehende Einführung der Karenzstunde in einer das 

Übermaßverbot verletzenden Weise existentiell betroffen sind (grundsätzlich: 

BVerfGE 68, 193, 219). Dem läßt sich nicht entgegenhalten, es gäbe kein 

"durchschnittliches Grundrecht", die Wahrung von Individualgrundrechten verlange die 

Prüfung der wirtschaftlichen Folgen gesetzlicher Regelungen im Einzelfall. Selbst wenn 

der Anspruch auf SWG nach Grund und Höhe unter dem Schutz der Eigentumsgarantie 

stände, schlösse dies die Inhaltsbestimmung durch den Gesetzgeber nicht aus. Eine 

Verletzung des Art 14 GG käme nur in Betracht, wenn die Kürzung den verfassungsrecht-

lich gewährleisteten Anspruch "entwertete" (vgl BVerfGE 76, 226, 238 = SozR 4100 

§ 242b Nr 3; BSG SozR 2200 § 1241 Nr 24; BSG SozR 4100 § 242b Nrn 1 und 2) oder 

die Regelung außer Verhältnis zum angestrebten Erfolg stände. Das trifft hier nicht zu. 

Insbesondere läßt sich aus der Rechtsprechung zu dem von der Einkommensbe-

steuerung zu beachtenden existenznotwendigen Mindestbedarf (BVerfGE 99, 246, 259 ff 

mwN) kein Verfassungsrechtssatz herleiten, wonach das Existenzminimum eines Sozial-

leistungsberechtigten und seiner Familie durch eine bestimmte Sozialleistung (hier: SWG) 

zu gewährleisten sei. Führt eine generell verhältnismäßige und zumutbare Kürzung im 

Einzelfall zu Einbußen, durch die das Existenzminimum nicht mehr gewährleistet ist, kann 

der Betroffene ergänzend auf Sozialhilfe als Leistung allgemeiner Bürgersolidarität zu-

rückgreifen. Im übrigen: Die dem Gesetzgeber verfassungsrechtlich aufgegebene Inhalts-

bestimmung (Art 14 Abs 1 Satz 2 GG) erfolgt gerade durch verallgemeinernde, am Re-

gelfall orientierte Regelungen. Ein Verzicht hierauf würde der Aufgabe des allgemeinen 

Gesetzes zur Ordnung und Abwicklung von Massenerscheinungen sowie als Entschei-

dungsmaßstab für Verwaltung und Gerichte nicht gerecht (dazu allgemein: BVerfGE 68, 

193, 219; BVerfG Urteil vom 7. Dezember 1999 - 2 BvR 301/98 -; für den hier zu beurtei-

lenden Zusammenhang: BVerfG NZS 1998, 426, 427). 

 

3.2 Die Prüfung des Vertrauensgrundsatzes ist angezeigt, weil die Einführung der Ka-

renzstunde während der Schlechtwetterzeit 1993/1994 stattgefunden hat. Die im Zuge 
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weitergehender sozialpolitischer Reformmaßnahmen gefundene Kompromißlösung geht 

auf einen Vorschlag des Haushaltsausschusses zurück, der einem Bericht vom 

20. Oktober 1993 zu entnehmen ist (BT-Drucks 12/5929 S 11). Der Bundestag hat diesen 

Vorschlag in seiner 183. Sitzung am 22. Oktober 1993 in zweiter und dritter Lesung als 

Gesetz beschlossen (Stenographischer Bericht S 15861, 15882). Die Einwände des Bun-

desrates (Drucks 786/93 S 2) haben sich im Vermittlungsausschuß nicht durchgesetzt 

(BT-Drucks 12/6375). Im Hinblick hierauf und die schon länger geführte rechtspolitische 

Auseinandersetzung um die Fortführung des SWG bestehen allerdings Zweifel, ob die 

Tarifvertragsparteien und die betroffenen Bauarbeiter durch die Einführung der Karenz-

stunde unvorbereitet getroffen worden sind. 

 

Der verfassungsrechtliche Vertrauensgrundsatz wirkt sich insbesondere in Fällen der 

echten und unechten Rückwirkung von Gesetzen aus. Ein Fall echter Rückwirkung - eine 

belastende Regelung der Vergangenheit angehörender Tatbestände - ist in der Regel 

verfassungswidrig (BVerfGE 30, 392, 401 mwN). Ein solcher Fall ist bei einer am 

22. Oktober 1993 vom Bundestag beschlossenen und am 29. Dezember 1993 verkünde-

ten Regelung, die am 1. Januar 1994 in Kraft getreten ist, nicht gegeben. Von der unech-

ten Rückwirkung eines Gesetzes ist auszugehen, wenn sie zwar nicht auf vergangene, 

aber auch nicht nur auf zukünftige, sondern auf gegenwärtige, noch nicht abgeschlossene 

Sachverhalte und Rechtsbeziehungen für die Zukunft einwirkt und damit Rechtspositionen 

nachträglich entwertet. Solche Gesetze sind grundsätzlich zulässig, jedoch kann sich un-

ter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes ergeben, daß dem Individualinteresse am 

weiteren Bestand des bisher geltenden Rechts dem Allgemeininteresse an einer rechtli-

chen Neuordnung der Vorzug zu geben ist. Der Vertrauensgrundsatz kann damit der Re-

gelungsbefugnis des Gesetzgebers Grenzen setzen (BVerfGE 30, 392, 402 mwN). Inso-

weit bestehen Zweifel, ob bei Erlaß des Gesetzes Rechtspositionen bestanden, die durch 

die Einführung der Karenzstunde entwertet wurden. Ein Rechtsanspruch auf SWG ent-

steht erst mit dem witterungsbedingten Arbeits- und Lohnausfall. Der Anspruch ist 

- anders als beim Arbeitslosengeld (dazu: BVerfGE 72, 9, 19 f = SozR 4100 § 104 Nr 13) - 

nicht von der Erfüllung bestimmter versicherungsrechtlicher Vorleistungen abhängig, so 

daß die Regelung nicht in eine "wohl erworbene Anwartschaft" eingreift, sondern bloß auf-

grund des bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Rechts bestehende Leistungserwartun-

gen in der Zukunft enttäuscht. 

 

Auch außerhalb der Rückwirkung von Gesetzen hat das Bundesverfassungsgericht indes 

die für die Zulässigkeit einer unechten Rückwirkung entwickelten Grundsätze im Einzelfall 

für wesentlich gehalten. Es hat die verfassungsrechtliche Beurteilung aber davon abhän-

gig gemacht, "ob der Bürger im Vertrauen auf den Bestand einer bestimmten gesetzlichen 

Regelung eine Rücksichtnahme durch den Gesetzgeber billigerweise erwarten darf". In 

Betracht kommt dies allenfalls, wenn der Bürger durch das Vertrauen auf den Fortbestand 

des Rechts zu bestimmten Dispositionen veranlaßt worden ist. Zur Entscheidung über 
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diese Frage ist "zwischen dem Ausmaß des Vertrauensschadens einerseits und der Be-

deutung des gesetzgeberischen Anliegens für das Wohl der Allgemeinheit andererseits" 

abzuwägen (BVerfGE 30, 392, 404 mwN). Im Hinblick auf die zeitlich und finanziell be-

grenzte Betroffenheit der Bauarbeiter und das Allgemeininteresse an einer Haushaltskon-

solidierung sowie einer Neuordnung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 

sind weder der Eigentumsgarantie noch dem Rechtsstaatsgrundsatz im vorliegenden Zu-

sammenhang Einschränkungen der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers zu entnehmen. 

Dies gilt um so mehr, als wegen der Eigenart des SWG als Sozialleistung ein über die 

Einkommenssicherung hinausgehender Dispositionsschutz nicht geboten erscheint. 

 

3.3 Auch ein Verstoß gegen die Rechtsetzungsgleichheit ist mit der Einführung der Ka-

renzstunde allein für Bezieher des SWG im Unterschied zu Beziehern von Kug nicht zu 

erkennen. 

 

Der Senat geht in ständiger Rechtsprechung im Anschluß an das Bundesverfassungsge-

richt davon aus, daß Art 3 Abs 1 GG die "Rechtsetzungsgleichheit" als Grenze der Ge-

staltungsfreiheit des Gesetzgebers grundsätzlich umfaßt (BSGE 76, 224, 227 f = 

SozR 3-8120 Kap VIII E III Nr 5 Nr 4). Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers besteht 

dabei gerade darin, "diejenigen Sachverhalte auszuwählen, an die er dieselbe Rechts-

folge knüpft, die er also im Rechtssinn als gleich ansehen will" (BVerfGE 90, 226, 239 

mwN). Der darin liegenden Gefahr eines Zirkelschlusses (Schoch DVBl 1988, 875) ist zu 

begegnen, indem die verfassungsrechtliche Bindung des Gesetzgebers an den Gleich-

heitssatz im Hinblick auf die Eigenart des Normbereichs präzisiert wird. Ohnehin läßt sich 

eine Aussage darüber, ob Sachverhalte gleich oder verschieden zu behandeln sind, nur in 

bezug auf bestimmte Merkmale, nicht aber abstrakt und allgemein feststellen. Unter wel-

chen Voraussetzungen die Zuordnung von Rechtsfolgen zu Sachverhalten "sachgerecht, 

vertretbar oder willkürlich" ist, ist jeweils "sachbereichsbezogen" auszuweisen (BSGE 76, 

224, 228 = SozR 3-8120 Kap VIII E III Nr 5 Nr 4; vgl auch: BVerfGE 75, 108, 157; 90, 226, 

239; Hesse, Festschrift für Lerche, 1993, 121, 125; zur methodischen und normtheoreti-

schen Rechtfertigung des Vorgehens: Friedrich Müller, Strukturierende Rechtslehre, 

1984, 114 ff jeweils mwN). Die Differenzierung "je nach Regelungsgegenstand und Diffe-

renzierungsmerkmalen" (BSG SozR 3-4100 § 85 Nr 1 mwN) enthält in der Sache keinen 

abweichenden Maßstab. 

 

Trotz der Vergleichbarkeit von SWG und Kug in rechtstechnischer Hinsicht bestehen im 

Hinblick auf die jeweils gedeckten Risiken, den als Leistungsbezieher in Betracht kom-

menden Personenkreis und die Anspruchsvoraussetzungen Unterschiede, die eine auf 

das SWG beschränkte Einführung der Karenzstunde sachlich rechtfertigen. Obwohl beide 

Leistungen von der Solidargemeinschaft von Arbeitgebern und Versicherten aufzubringen 

sind, ist nicht zu übersehen, daß als Bezieher von SWG nur ein begrenzter Personen-

kreis, nämlich in der Bauwirtschaft gewerblich Beschäftigte in Betracht kommen. Der Ge-
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setzgeber ist davon ausgegangen, daß 94 % des Schlechtwettergeldes von nicht Betrof-

fenen aufgebracht werden müsse (BT-Drucks 12/5929 S 9 f). Abgesehen von der Wirt-

schafts- und Haushaltslage dürfte dieser Gesichtspunkt dafür mitbestimmend gewesen 

sein, nach einer Alternative für die SWG-Regelung im Interesse einer ganzjährigen Be-

schäftigung und Entlohnung von Bauarbeitern zu suchen. Das durch SWG gedeckte Ri-

siko enthält mit der Beschreibung zwingender Witterungsgründe in § 84 Abs 2 AFG eine 

Reihe von wertausfüllungsbedürftigen Merkmalen ("stark", "nachhaltig", "wirtschaftlich un-

vertretbar" oder "nicht zumutbar"), für deren Feststellung im Einzelfall den betroffenen Ar-

beitgebern und Bauarbeitern praktisch eine Einschätzungsprärogative zukommen kann.  

 

Die Karenzstunde kann deshalb über den unmittelbaren Spareffekt hinaus zur Haushalts-

sanierung beitragen. Sie ist auch als Selbstbehalt der Betroffenen sachlich gerechtfertigt. 

Insofern läßt sich hier zur Konkretisierung des allgemeinen Gleichheitssatzes weder mit 

dem Argument der Folgerichtigkeit noch dem der Systemgerechtigkeit operieren. Die Ver-

gleichbarkeit von SWG und Kug zwingt nicht zu gleichen Regelungen für beide Leistun-

gen im Rahmen der Bemühungen um Haushaltskonsolidierung. 

 

Die Revision des Klägers kann nach alledem keinen Erfolg haben. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 SGG. 
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